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(Minister Willi Stächele)

Herr Zeller, ich gehe davon aus, dass Sie es jetzt kapiert ha-
ben, so, wie ich es aufgeschlüsselt habe. 

(Lachen bei der SPD – Abg. Norbert Zeller SPD: 
Ja!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Herr Minister, gestat-
ten Sie noch eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Knapp?

Finanzminister Willi Stächele: Nein. Die Zeit schreitet vo-
ran, und jetzt möchte ich noch einige Sätze zu dem sagen, was 
meine Vorredner gesagt haben. Die haben das, finde ich, ein-
fach verdient. 

(Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Manche!)

Kollege Rust, die Frage, wann der Haushalt eingebracht wer-
den muss und richtigerweise eingebracht wird, ist ja das alte 
Lied. 

(Abg. Ingo Rust SPD: Das steht in der Landeshaus-
haltsordnung!)

Wir kennen das: Das ist eine Sollbestimmung, 

(Abg. Ingo Rust SPD: Aber „soll“ heißt, Sie brauchen 
Gründe, wenn nicht!)

und Sie haben selbst gesagt: In zwei Dritteln der Fälle haben 
wir diesen Zeitverzug akzeptiert. 

(Abg. Ingo Rust SPD: Aber „soll“ heißt, Sie brauchen 
Gründe, wenn nicht!)

– Ja. Aber wenn es ein Jahr gab, in dem die Gründe wirklich 
offenkundig so deutlich auf dem Tisch lagen, dann war es das 
Jahr 2009. 

(Abg. Ingo Rust SPD: Aber Sie haben doch das, was 
Sie als Grund angeführt haben, gar nicht gemacht!)

Wir haben die Ergebnisse der Umsetzung des Maßnahmenge-
setzes des Bundes in die parlamentarische Beratung einge-
bracht und damit dessen Berücksichtigung ermöglicht. Das 
war das Entscheidende. Man kann auch sagen: Es war für al-
le, die sich an der parlamentarischen Beratung des Haushalts 
beteiligt haben, heilsam, zu wissen, was die Steuerschätzung 
vom letzten November gebracht hat. Möglicherweise wären 
die ins Kraut schießenden Anträge der Opposition sonst zum 
Teil noch umfangreicher geworden.

(Abg. Winfried Kretschmann GRÜNE: Blödsinn! – 
Zuruf des Abg. Eugen Schlachter GRÜNE) 

Insofern war es ganz vernünftig, mit der Steuerschätzung ei-
ne Grundlage für eine realistische Beratung zu schaffen. 

(Unruhe)

Herr Rust, ich will gleich noch einmal auf das Thema Schul-
den eingehen. Ich habe die Sparvorschläge der SPD noch ein-
mal bei Licht besehen. Mein Appell, Sparvorschläge zu un-
terbreiten, ist ja gehört worden; aber bei dem, was da gekom-
men ist, kann ich sagen: Das, was ich von der SPD vernom-
men habe, war eher ein dröhnendes Schweigen.

(Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Jawohl!)

Sie haben vorhin von nachhaltiger Finanzpolitik gesprochen. 
Sie wollen doch nicht allen Ernstes einen Darlehensverkauf 
vornehmen. Das ist in der Vergangenheit schon einmal ge-
macht worden. Wir alle wissen: Das ist gutes Geld, das ich 
damit weggebe. Wenn jemand von nachhaltiger Finanzpolitik 
spricht, dann ist es geradezu eine Frechheit gegenüber der 
nachfolgenden Generation, Darlehen, die in der Zukunft fäl-
lig werden und dann zur Finanzierung eingesetzt werden kön-
nen, sozusagen zu verscherbeln und der nachfolgenden Gene-
ration für die Zukunft noch mehr Schulden aufzulasten. 

(Beifall bei der CDU – Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: 
Das sind sie, die Schuldentreiber der SPD!)

Insofern ist das wohl nicht ganz so ernst gemeint. 

Jetzt komme ich – Kollege Schlachter und Kollege Rust ha-
ben es angesprochen – zu der Sache mit dem Antrag, der heu-
te von der Fraktion GRÜNE eingegangen ist, und vor allem 
zu dem Antrag, der am Freitag zur Debatte stand. 

(Abg. Rainer Stickelberger SPD: Der Beschluss wur-
de am Freitag gefasst!)

Wenn Sie jetzt sagen, wir hätten den Antrag sofort ändern kön-
nen, hätte der Finanzminister auf ein laufendes Prüfverfahren 
hingewiesen, dann ist das ein Treppenwitz der Geschichte. Es 
ist schon drei Tage her. 

Schauen Sie sich doch einmal Ihren Antrag vom Freitag an. 
Was stand denn da drin? Es ist im Grunde genommen unmög-
lich, ja geradezu absurd, einen Generalauftrag an die Landes-
regierung zu geben, wann immer etwas zu kaufen wäre, es zu 
kaufen. 

(Abg. Walter Heiler SPD: Wo steht das? Auch das 
hätten Sie im Licht lesen müssen! – Weitere Zurufe 

von der SPD)

Meine Damen und Herren, das entspricht eben nicht dem 
Rechtsstaat. Gerade in Steuerverfahren ist es geboten, ein sau-
beres rechtsstaatliches Verfahren durchzuführen und zu Ende 
zu bringen. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Deswegen konnte man über den Antrag nicht nur den Kopf 
schütteln. Man hat erstaunt zur Kenntnis genommen, wie sich 
das Verfahren gestaltet hat. Wir müssen sagen: Es ist absolut 
unmöglich, einen Antrag dieser Art in dieser Weise hier ein-
zubringen und zu verabschieden. 

(Abg. Rainer Stickelberger SPD: Warum haben Sie 
ihn dann nicht abgelehnt?)

Wir hätten den Antrag sofort ändern können. 

Ich will vor allem einem entgegentreten, was hier mehrfach 
behauptet wurde und so nicht stimmt. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Nehmen Sie einfach zur 
Kenntnis, dass der Antrag eine Mehrheit gefunden 
hat! Den haben Sie umzusetzen! – Glocke des Präsi-

denten)
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Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Kurzintervention des Herrn Abg. Knapp?

Finanzminister Willi Stächele: Zunächst einmal wird Herr 
Knapp den Ausführungen noch ein wenig lauschen müssen. 

(Abg. Thomas Knapp SPD: Aber nachher! Gut!)

Immer wieder wurde behauptet, der Finanzminister hätte ge-
sagt, das aktuelle, das konkrete Verfahren, das jetzt öffentlich 
angesprochen und auch bekannt wurde, sei abgeschlossen. 
Genau das hat er aber nicht gesagt. 

(Abg. Stephan Braun SPD: Wer hat das behauptet?)

Vielmehr war es so: Nachdem dieses interne Steuerprüfver-
fahren am Freitagnachmittag den Gang zur Presse gefunden 
hatte – nicht zur Landespresse, sondern es kam ein Auskunfts-
ersuchen von der Presse außerhalb des Landes –, 

(Zuruf von der SPD: Holland!)

hat der Landesfinanzminister gesagt: Grundsätzlich – da ken-
nen Sie meine Auffassung – teile ich das, was am Vortag von 
der Bundesregierung in Richtung Düsseldorf beschieden wur-
de. Wenn rechtsstaatlich alles einwandfrei ist, wenn man ga-
rantieren kann, dass es keine Strafbarkeit für handelnde Per-
sonen unserer Verwaltung gibt, wenn gleichzeitig der Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz beachtet ist, wenn die Gleichmäßig-
keit der Besteuerung beachtet wird, wenn also all dies am Ein-
zelfall sauber geprüft ist, dann kann ich mir vorstellen – das 
habe ich als meine persönliche Meinung gesagt –, einen An-
kauf vorzunehmen. 

Aber genau weil ich in dieser Reihenfolge vorgegangen bin, 

(Zuruf des Abg. Norbert Zeller SPD) 

müssen Sie erkennen, dass Sie ohne eine schlüssige, saubere 
Einzelfallprüfung in dieser Frage sofort jenseits des Rechts-
staats stehen. 

(Abg. Dr. Nils Schmid SPD: Das ist doch selbstver-
ständlich! – Abg. Reinhold Gall SPD: Das geht doch 
gerade so weiter! – Weitere Zurufe von der SPD – 
Gegenruf des Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Hören 

Sie doch zu! – Unruhe – Glocke des Präsidenten) 

– Diese Aufregung ist verständlich, vor allem, wenn man so 
glatt danebenlag wie Sie am letzten Freitag.

(Lachen bei der SPD – Beifall des Abg. Dr. Hans-Pe-
ter Wetzel FDP/DVP – Oh-Rufe von der SPD – Abg. 
Reinhold Gall SPD: Jetzt wird es aber peinlich! – 
Abg. Ursula Haußmann SPD: Sind wir denn auf der 

Prunksitzung?)

Jetzt hören Sie doch einmal zu. Dieses Verfahren hat deswe-
gen seinen Abschluss noch nicht gefunden, weil – sauber ab-
gesprochen zwischen Bund und Ländern – das Verfahren zum 
Zeitpunkt des Abschlusses im Land dann den Weg zum Bun-
desfinanzministerium findet. Genau darum ist es gegangen. 

(Abg. Wolfgang Stehmer SPD: Ein Jahr lang!)

Die Entscheidung des Landesfinanzministers war am Freitag. 
Jetzt ab nach Berlin, 

(Abg. Dr. Nils Schmid SPD: Warum haben Sie das 
nicht gesagt?)

um dort auch im Lichte dessen, was in Richtung Düsseldorf 
entschieden wurde, auf diesen konkreten Fall hin, eine gründ-
liche Prüfung, eine Bewertung und einen Rücklauf zum Land 
anzuwenden. Das war der Punkt. Das Verfahren war und ist 
nicht abgeschlossen. Im Moment liegt es beim Bund, eine Ab-
sprache zwischen Bund und Ländern zu treffen. 

(Abg. Dr. Nils Schmid SPD: Umso wichtiger ist die 
politische Rückendeckung aus dem Landtag!) 

Das ist ganz verständlich, wenn man weiß, dass wir in der 
Steuerpolitik eine Bundesauftragsverwaltung ausüben. Es gibt 
in Einzelfällen sogar die Möglichkeit des Weisungsrechts. Sie 
können sich vorstellen, dass diese Dinge nur im Einverneh-
men mit dem Bund und den anderen Ländern geschehen kön-
nen – ungeachtet dessen, dass die Finanzverwaltungen der 
Länder im Anschluss daran, wenn dieser umfangreiche Prü-
fungsvorgang beendet ist, dann auch entscheiden können.

Meine Damen und Herren, kurzum: Ich bitte doch alle, die 
sich hier zu Wort melden, einfach der Besonderheit von Steu-
erprüfverfahren gerecht zu werden. Da gibt es auch etwas, das 
Datenschutz heißt.

(Zuruf des Abg. Dr. Hans-Peter Wetzel FDP/DVP – 
Zurufe von der SPD)

Der wird sehr hochgehalten. Darüber wird immer viel gere-
det. All dem müssen wir gerecht werden, um dann nach gründ-
licher Abwägung, gründlicher Prüfung zu überlegen, ob im 
Einzelfall ein Ankauf von Daten notwendig wird. 

(Beifall der Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP)

Für uns ist sicher wichtig, was am vergangenen Donnerstag 
in einem Brief an den Düsseldorfer Kollegen geschrieben wur-
de. Ich meine die Feststellung des Bundes in diesem Einzel-
fall, aufgrund der wir nun all das, was jetzt rechtlich aneinan-
dergereiht ist, unter einen konkreten Einzelfall, der uns vor-
liegt, subsumieren können. Aber es muss mit dem Bund ab-
gestimmt werden. Diese Abstimmung wird derzeit vorgenom-
men. Danach werden Sie sehen, dass die Finanzverwaltung 
des Landes Baden-Württemberg – sie ist die Exekutivverwal-
tung und dafür zuständig – auch einen entsprechenden rich-
tigen Abschluss finden wird.

In diesem Sinn danke ich ganz herzlich allen, die an der Haus-
haltsberatung beteiligt waren. 

In einem stimme ich Ihnen voll und ganz zu, Herr Rust: Das 
ist mit dem Beschluss heute nicht erledigt. Im Gegenteil: Wer 
jetzt konjunkturbedingt und bedingt durch die Notwendigkeit 
der Sicherung von Arbeitsplätzen dieser Verschuldung zustim-
men muss, der wird heute in die Pflicht genommen für die 
Kehrtwende, die nach einem entsprechenden Konjunkturver-
lauf durchgeführt werden muss.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP)



	 6247

Landtag von Baden-Württemberg – 14. Wahlperiode – 87. Sitzung – Mittwoch, 10. Februar 2010

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, unter den Gästen auf der Zuhörertribüne gilt mein 
besonderer Gruß Frau Barbara Traub, Frau Susanne Jakubow-
ski und Herrn Rabbiner Shneur Trebnik vom Vorstand der 
Israelitischen Religionsgemeinschaft Württembergs sowie 
Herrn Landesrabbiner Benjamin Soussan und dem Geschäfts-
führer der Israelitischen Religionsgemeinschaft Baden, Herrn 
Michael Dörr. Recht herzlich willkommen im Landtag von 
Baden-Württemberg!

(Beifall bei allen Fraktionen)

In der Aussprache erteile ich nun Herrn Abg. Dr. Schmid für 
die SPD-Fraktion das Wort. 

(Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Noch einmal? 
Schmid, Reutlingen!)

Abg. Dr. Nils Schmid SPD: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Zunächst zum Haushaltskonzept 
der SPD-Fraktion. Der von uns begehrte Verkauf von Forde-
rungen aus Wohnungsbaudarlehen dient dazu, zusätzliche Ein-
nahmen zu erzielen, um jetzt mehr für Altbausanierung und 
Wohnungsbauförderung tun zu können, weil wir in den Städ-
ten jetzt Wohnungsnot haben. Deshalb ist es wichtig, entspre-
chende Maßnahmen vorzuziehen.

(Beifall bei der SPD)

Wer uns von der SPD-Fraktion vorhält, wir hätten keine Ein-
sparvorschläge, 

(Abg. Klaus Herrmann CDU: Falsche! – Abg. Dieter 
Hillebrand CDU: Wo?)

und gleichzeitig wie Sie, Herr Herrmann, einen Schutzzaun 
um den Agrarhaushalt errichtet, der will selbst nicht sparen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD – Zurufe der Abg. Helmut Wal-
ter Rüeck und Jörg Döpper CDU) 

FDP/DVP und CDU in diesem Haus sagen, sie hätten eine 
großartige Verwaltungsreform durchgeführt, und wollen durch 
diese Reform 100 oder 150 Millionen € pro Jahr sparen. 

(Abg. Thomas Blenke CDU: Genau! Korrekt! Gut 
wiedergegeben! – Zuruf des Abg. Hagen Kluck FDP/

DVP) 

Wer sich so äußert, muss dann auch den nächsten Schritt ge-
hen und eine richtige Verwaltungsreform vornehmen, bei der 
endlich auch einmal eine Verwaltungsebene in diesem Land 
eingespart wird.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Reform der Regi-
onalkreise! – Zurufe der Abg. Klaus Herrmann und 

Thomas Blenke CDU)

Wer, lieber Herr Herrmann und lieber Herr Stächele, den 
Haushalt sanieren will, der muss auch darauf achten, dass Ein-
nahmen hereinkommen. Der muss auch darauf achten, dass 
bestehende Steuergesetze durchgesetzt werden. Deshalb sage 
ich noch einmal: Ihre Ausführungen, Herr Stächele, zu dem 

Ankauf von Steuerdaten sind ein großes, großes Blendwerk. 
Sie gehen nicht auf die entscheidende Frage ein. Sie erläutern 
lange, wie die Prüfungsvorgänge ablaufen

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

und dass an den Ankauf von Steuerdaten, die aus der Schweiz 
angeboten werden, natürlich rechtsstaatliche Maßstäbe ange-
legt werden müssen.

(Abg. Norbert Zeller SPD: Das setzen wir voraus!) 

CDU und FDP/DVP formulieren jetzt in ihrem Entschlie-
ßungsantrag, dass das alles geprüft werden müsse. Das ist 
doch eine bare Selbstverständlichkeit.

(Beifall bei der SPD und den Grünen – Abg. Heide-
rose Berroth FDP/DVP: Sie wollten einen Blanko-
scheck ausstellen! – Zuruf des Abg. Hagen Kluck 

FDP/DVP) 

Die entscheidende Frage, Herr Stächele, bleibt offen: Warum 
haben Sie am Freitag in der Debatte nicht dargelegt, dass auch 
Baden-Württemberg ein Ankauf von Steuerdaten angeboten 
wurde?

(Abg. Stephan Braun SPD: So ist es!)

Warum hat Ihr Haus ein Jahr lang geprüft und geht erst jetzt 
in dieser Angelegenheit in Richtung Bund, Herr Stächele? 

(Zuruf des Abg. Ingo Rust SPD) 

Warum haben Sie in diesem Parlament geschwiegen, als es 
darum ging, zwischen den Grundrechten der betroffenen Steu-
erzahler und dem Einnahmeinteresse des Staates abzuwägen? 
Sie haben null Komma null dazu gesagt. Jetzt versuchen Sie, 
über einen Entschließungsantrag der entscheidenden Debatte 
auszuweichen.

(Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Stimmt dem Antrag 
doch zu!)

Wir sind uns doch einig, dass alles geprüft werden muss und 
dass das Ganze rechtsstaatlich ablaufen muss. Die entschei-
dende Frage ist aber: Herr Stächele, Herr Mappus, auf wel-
cher Seite stehen Sie, auf der Seite der Steuerbetrüger oder 
auf der Seite der ehrlichen Steuerzahler?

(Beifall bei der SPD und den Grünen – Abg. Hagen 
Kluck FDP/DVP: Auf der Seite des Rechts!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser Landtag hat 
am Freitag zu dieser politischen Grundsatzfrage – mit der 
Mehrheit, die die SPD dabei in diesem Haus hatte – eine kla-
re Entscheidung getroffen. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Sehr richtig! – Zurufe 
von der CDU) 

Der Landtag hat Sie, Herr Mappus und Herr Stächele, beauf-
tragt, diese Daten anzukaufen. Wir brauchen dieses Geld, und 
Steuerhinterziehung ist kein Kavaliersdelikt.

(Beifall bei der SPD und den Grünen – Zuruf des 
Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU) 
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Jetzt geht es darum, dass Sie nicht auf eine Verzögerungstak-
tik setzen, sondern diesen Beschluss des Landtags umsetzen. 
Deshalb fordere ich Sie, Herr Mappus und Herr Stächele, hier 
und heute auf: Bekennen Sie Farbe!

(Abg. Reinhold Gall SPD: Herr Goll fehlt noch!)

Sind Sie weiterhin der Patron der Steuerhinterzieher wie Herr 
Goll im Schweizer Fernsehen, oder sind Sie auf der Seite der-
jenigen – –

(Pfui-Rufe von der CDU und der FDP/DVP – Beifall 
bei der SPD – Lebhafte Zurufe von der CDU und der 
FDP/DVP, u. a. Abg. Helmut Walter Rüeck CDU: 
Unglaublich! – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Hey, 
hey, hey! Das ist eine Frechheit! Sie sind ein Denun-
ziant! Sie sind ein ganz übler Bursche! Jetzt hört es 
aber auf, mein Lieber! – Gegenruf des Abg. Reinhold 
Gall SPD: Haben Sie mit Nein oder mit „Enthaltung“ 
gestimmt? – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Jetzt 
reicht es! Jetzt geht es zu weit! – Lebhafte Unruhe – 

Glocke des Präsidenten)

– Getroffene Hunde bellen.

Die Frage ist, ob in diesem Staat Steuerrecht und Steuerge-
rechtigkeit für alle gleichermaßen gelten oder ob unterschied-
liche Maßstäbe angelegt werden. 

(Zuruf des Abg. Peter Hauk CDU) 

Das ist eine Frage des Regierungsstils und des politischen Kli-
mas. 

(Abg. Helmut Walter Rüeck CDU: Sie sind gerade 
dabei, dieses Klima zu vergiften!)

Dabei müssen Sie sich entscheiden, auf welcher Seite Sie ste-
hen wollen, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD)

Deutschland bzw. unsere Gesellschaft befindet sich in einer 
schwierigen wirtschaftlichen Lage. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das wissen wir 
auch! Das ist eine Binsenweisheit!)

Die Menschen werden in den nächsten Monaten und Jahren 
viele Zumutungen von der Politik erfahren. Wir haben Vor-
schläge gemacht, wie man Einsparungen im Landeshaushalt 
vornehmen kann. 

(Abg. Helmut Walter Rüeck CDU: Bei der Landwirt-
schaft! – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Politisches 
Denunziantentum, was Sie betreiben! – Gegenruf der 

Abg. Ursula Haußmann SPD: Ach was!)

Gerade in einer solchen Krisensituation ist es besonders wich-
tig, dass all diejenigen, die viel haben, dazu beitragen, dass 
das Gemeinwesen ordentlich finanziert wird, und dass dieje-
nigen, die reich sind, nicht das Geld in der Schweiz verste-
cken, 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das wollen wir 
auch nicht!)

sondern unseren Staat unterstützen. Man kann nicht einerseits 
eine bessere Bildung, mehr Straßen und mehr Schienen ein-
fordern und andererseits das Geld in der Schweiz verstecken. 
Das geht nicht gut.

(Beifall bei der SPD und den Grünen – Abg. Karl-
Wilhelm Röhm CDU: Da gebe ich Ihnen recht!)

Wer hierzu keine klare politische Aussage trifft, der wird zu 
Recht viel Unmut in der Bevölkerung hervorrufen,

(Zuruf des Abg. Hagen Kluck FDP/DVP)

weil die Menschen den Eindruck haben, dass manche gleicher 
als gleich sind und der Ehrliche der Dumme ist. Das darf aber 
nicht sein, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den Grünen – Abg. Helmut 
Walter Rüeck CDU: Übelste politische Hetze! – Abg. 

Karl-Wilhelm Röhm CDU: So ein Denunziant!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die FDP/DVP-Frak-
tion erteile ich Herrn Abg. Dr. Wetzel das Wort.

(Abg. Reinhold Pix GRÜNE: Alles Banane!)

Abg. Dr. Hans-Peter Wetzel FDP/DVP: Herr Präsident, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir leben in einem Rechtsstaat. Steuerhinterzie-
hung ist ein Unrecht, und Steuerhinterzieher begehen keine 
Kavaliersdelikte, sondern sind Straftäter und müssen selbst-
verständlich wie alle anderen Straftäter von unseren Strafver-
folgungsbehörden mit rechtsstaatlichen Mitteln verfolgt wer-
den.

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD – Zuruf des Abg. Hans-Ulrich 

Sckerl GRÜNE) 

In einem Rechtsstaat haben die Bürger die Gesetze einzuhal-
ten. Steuergerechtigkeit gilt für alle Bürger in diesem Land. 

(Beifall der Abg. Dr. Birgit Arnold FDP/DVP)

Aber auch der Staat hat sich an diese Gesetze zu halten. Der 
Staat kann nicht einfach sagen: „Diese Gesetze sind mir mo-
mentan wurscht.“

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU – Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: So ist es!)

Insbesondere, meine sehr verehrten Damen und Herren, darf 
der Staat nicht selbst Gesetze brechen, und er darf nicht selbst 
zum Straftäter werden. 

(Abg. Rainer Stickelberger SPD: Welche bricht er 
denn?)

Sie aber wollen beschließen, dass die Landesregierung zur Be-
kämpfung der Steuerhinterziehung auch illegal angebotene 
einschlägige Steuerdaten durch den Staat kaufen lässt, und Sie 
wollen, dass pauschal die Aussage getroffen wird, alles ande-
re sei egal. Das heißt die FDP/DVP-Landtagsfraktion nicht 
gut. Mit diesem Vorgang wird ein Verstoß gegen das Daten-
schutzrecht durch die Bundesregierung legitimiert, und er 
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würde nun auch durch die Landesregierung staatlicherseits le-
gitimiert werden.

(Abg. Ursula Haußmann SPD: Unglaublich! – Zuruf 
des Abg. Reinhold Gall SPD)

Wir möchten dem Staat

(Unruhe)

– hören Sie zu! – nicht über Umwege Befugnisse einräumen, 
die er aufgrund der bestehenden Gesetze nicht hat.

(Beifall der Abg. Dr. Birgit Arnold FDP/DVP – Abg. 
Dr. Nils Schmid SPD: Die hat er doch in Deutschland 

schon!)

Stellen Sie sich doch einmal vor, meine Damen und Herren – 
meines Erachtens ist es heutzutage leicht, sich das vorzustel-
len –: Hacker durchsuchen private Computer und bieten die 
dadurch gewonnenen Daten dem Staat zum Kauf an. Mit de-
ren Kauf würde der Staat ein Verbot umgehen, das ihm das 
Bundesverfassungsgericht auferlegt hat. Nach dem Bundes-
verfassungsgericht dürfen Onlinedurchsuchungen nämlich nur 
unter strengen Voraussetzungen durchgeführt werden. Ein 
Kauf wäre ein klarer Verstoß gegen diese Feststellung des 
Bundesverfassungsgerichts.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind im sen-
siblen Bereich des Grundrechts auf Datenschutz, und dieses 
ist für die Fraktion der FDP/DVP außerordentlich wichtig.

(Zuruf der Abg. Theresia Bauer GRÜNE)

Es handelt sich meines Erachtens eindeutig um Datenhehle-
rei – von den Verletzungen datenschutzrechtlicher Bestim-
mungen und dem Verrat von Geschäftsgeheimnissen gemäß 
dem UWG ganz zu schweigen. Herr Kollege Schmid, schau-
en Sie sich einmal § 17 und § 19 des Gesetzes gegen den un-
lauteren Wettbewerb an.

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Schmid, es handelt 
sich auch nicht um Nothilfe, wie Sie teilweise über die Pres-
se lanciert haben. Nothilfe ist die Hilfe, die „... erforderlich 
ist, um einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff ... abzu-
wenden“.

(Abg. Johannes Stober SPD: Es ist doch rechtswid-
rig, Steuern zu hinterziehen, oder?)

Das sehe ich weit und breit nicht. Es handelt sich also nicht 
um Nothilfe.

Auch von einer Kronzeugenregelung kann in diesem Zusam-
menhang nicht gesprochen werden.

Meine Damen und Herren, ich sehe, dass meine Redezeit lei-
der zu Ende ist.

(Abg. Ursula Haußmann SPD: Da sind wir aber 
froh!)

Ich schließe mit einem Zitat eines Verfassungsschützers, der 
nicht in die Gefahr gerät, Rechtsbrecher zu werden. Das ist 
der ehemalige Vizepräsident des Bundesverfassungsgerichts, 
Winfried Hassemer. Er hat zu dem beabsichtigten Datenkauf 
Folgendes gesagt:

Ein Ankauf von Daten passt in die Landschaft, 

– zu Ihnen, hat er wohl gemeint – 

aber die Landschaft passt für mich nicht in den Rechts-
staat.

Denn dadurch – so argumentierte er – begebe sich der Staat 
auf dieselbe Ebene wie der Straftäter, während sich aus dem 
Grundgesetz das Bild eines Rechtsstaats ergebe, der nicht nur 
eine faktische, sondern auch eine moralische Überlegenheit 
hat.

Dem kann ich mich vollumfänglich anschließen. Ihnen rate 
ich, sich diesen Worten ebenfalls anzuschließen.

Danke schön.

(Beifall bei der FDP/DVP – Abg. Hagen Kluck FDP/
DVP: Jawohl! Aber die wollen ja eine Bananenrepu-
blik! Hugo Chávez lässt grüßen! – Gegenruf des Abg. 

Dr. Nils Schmid SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Für die Landesregie-
rung erteile ich Herrn Finanzminister Stächele das Wort.

Finanzminister Willi Stächele: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich denke, dass die Einlassung 
des Kollegen Schmid doch eine kurze Anmerkung erfordert.

Sie nörgeln am Zeitrahmen. Sie haben gar keine Vorstellung, 
was unsere Steuerverwaltung da prüfen muss. Im Grunde ist 
das ein Schlag ins Gesicht dieser Frauen und Männer,

(Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: So ist es! – Abg. 
Reinhold Gall SPD: Wir kritisieren die politisch Ver-
antwortlichen, nicht die Verwaltung! Die Steuerver-

waltung kritisiert überhaupt niemand!)

die sich zum Teil auf rechtlich unsicherem Terrain bewegen. 
Also lassen Sie die Nörgelei!

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP – Abg. Rein-
hold Gall SPD: Wir kritisieren Stächele und Goll, 

aber nicht die Steuerverwaltung!)

Jetzt kommen Sie scheinheilig daher und sagen: „Man muss 
jeden Einzelfall prüfen.“ Am Freitag aber wollten Sie noch al-
les auf einmal kaufen. Sie wollten alles aufkaufen.

(Zurufe von der SPD)

Am liebsten wäre es Ihnen wohl noch gewesen, wenn die An-
bieter Vorschusszahlungen bekommen hätten. Oder wie muss 
ich das sehen?

(Abg. Norbert Zeller SPD: Stächele ist angezählt! – 
Unruhe)

Meine Damen und Herren, ich will noch eines sagen: Herr 
Schmid, ich hoffe, Sie nehmen den Vorwurf „Patron der Steu-
erhinterzieher“ zurück.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja! – Abg. Fried-
linde Gurr-Hirsch CDU: Das muss er zurückneh-

men!)
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Ich hätte erwartet, Herr Präsident, dass Sie hier eine Rüge aus-
sprechen. Ich lasse mir das nicht bieten.

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP – Bravo-Ru-
fe von der CDU und der FDP/DVP – Abg. Reinhold 

Gall SPD: Das ist doch lächerlich!)

Da gibt es keinen Zweifel. Herr Schmid, Sie haben keine Nar-
renfreiheit bei diesem Thema.

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP – Abg. Karl-
Wilhelm Röhm CDU: Jawohl! Bravo! – Abg. Rein-

hold Gall SPD: Sie aber auch nicht!)

Ich bin geneigt zu sagen: „Seit Sie Landesvorsitzender sind, 
sind Sie Landesmeister der Flegeleien“, aber ich ziehe das 
wieder zurück. 

Danke.

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Das Wort für eine per-
sönliche Erklärung vor der Abstimmung erhält Herr Abg. 
Herrmann. 

(Zurufe – Gegenruf des Abg. Hagen Kluck FDP/
DVP: Weil das in der Geschäftsordnung so vorgese-

hen ist!)

Abg. Klaus Herrmann CDU: Herr Präsident! Ich habe ums 
Wort gebeten, um nach § 88 der Geschäftsordnung eine per-
sönliche Erklärung im Namen der CDU-Fraktion abzuge-
ben.

(Lachen bei der SPD – Abg. Claus Schmiedel SPD: 
Was ist denn das, Herr Präsident? Das ist doch lächer-
lich! – Abg. Reinhold Gall SPD: Die treiben es ja im-

mer toller!)

Herr Kollege Schmid, Sie haben gesagt, wir als CDU – der 
Ministerpräsident und der Finanzminister – würden uns zum 
„Patron der Steuerhinterzieher“ machen. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Genau das hat er 
gesagt! – Abg. Dr. Nils Schmid SPD: Der Herr 

Goll!)

Ich stelle fest: Wir wollen die mit einem Kauf verbundenen 
rechtlichen und tatsächlichen Fragen umfassend klären las-
sen. Dazu gehört auch höherrangiges Verfassungsrecht wie 
die Unverletzlichkeit der Wohnung. Dazu gehört auch der Da-
tenschutz, den Sie sonst bei jeder Gelegenheit – 

(Zuruf von der CDU: Genau!)

oft zu Recht – wie eine Monstranz vor sich hertragen. Wir 
wollen, dass die aktuellen Sachverhalte aus anderen Ländern 
mit einbezogen werden.

(Zuruf des Abg. Dr. Nils Schmid SPD) 

Auf dieser Grundlage werden wir entscheiden. 

Wenn Sie uns dann als „Patron der Steuerhinterzieher“ be-
zeichnen, ist das nicht nur falsch und unparlamentarisch, son-
dern flegelhaft und unerhört.

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP – Abg. Karl-
Wilhelm Röhm CDU: Bravo! – Abg. Claus Schmie-
del SPD: Was ist denn das? – Abg. Stephan Braun 
SPD: Seit wann gibt es denn eine persönliche Erklä-
rung für eine Fraktion? – Abg. Reinhold Gall SPD: 
Das ist ein Missbrauch der Geschäftsordnung, was 
Sie da machen! Jetzt macht ihr euch aber vollends lä-

cherlich!)

Deshalb weisen wir diesen Ausdruck aufs Schärfste zurück 
und werden diesen Punkt in der nächsten Sitzung des Präsi-
diums thematisieren. 

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Herr Kollege Herr-
mann, ich gehe davon aus, dass Sie Ihren Beitrag für sich als 
persönliche Erklärung abgegeben haben. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Er hat für die Fraktion ge-
sprochen! Missbrauch der Geschäftsordnung war das 

wieder!)

Dann ist das zulässig. Es geht aber nicht im Namen der CDU-
Fraktion, sondern nur Sie selbst können eine persönliche Er-
klärung abgeben.

(Abg. Klaus Herrmann CDU: Ich bin ein Teil der 
Fraktion und somit betroffen! Sonst haben wir 68 

weitere Erklärungen! Ich wollte Zeit sparen!)

– So habe ich das auch gewertet. Deswegen war diese Erklä-
rung nach dem entsprechenden Paragrafen der Geschäftsord-
nung auch zulässig. 

Jetzt hat Herr Kollege Schmiedel noch Redezeit für die SPD-
Fraktion.

(Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Jetzt entschuldigt 
euch! – Abg. Dieter Hillebrand CDU: Schmiedel, ent-

schuldigen! Zeig Größe!)

Abg. Claus Schmiedel SPD: Herr Präsident, meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! In der „Bild“-Zeitung 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das ist Ihr 
Hauptorgan!)

wurde Frau Homburger befragt: „Frau Homburger, sagen Sie: 
Was können wir tun, damit weniger Menschen aus Deutsch-
land ihr Geld in die Schweiz bringen?“

(Abg. Winfried Scheuermann CDU: Das ist nicht ver-
boten!)

Antwort von Frau Homburger: „Wir brauchen ein faires Steu-
errecht.“ 

(Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Richtig! – Zuruf von 
der CDU: Da sagt sie etwas Neues!)
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Das ist etwa so, Herr Kluck, wie wenn man fragte: „Frau 
Homburger, was können wir tun, damit die Menschen weni-
ger häufig die zulässige Höchstgeschwindigkeit überschrei-
ten?“ Antwort: „Wir brauchen faire Geschwindigkeitsbegren-
zungen.“

(Heiterkeit bei der SPD und den Grünen – Abg. Dr. 
Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Wer hat Ihnen denn 

diesen Gag geschrieben?)

Das ist eine Vorstellung, der zugrunde liegt, dass es ein Pri-
vatvermögen gäbe, das man vor dem Zugriff des Staates schüt-
zen müsste. Wenn man subjektiv das Gefühl hätte, dass der 
Staat zu stark zugreift, dann hätte man sozusagen ein Not-
wehrrecht, das Vermögen in Sicherheit zu bringen. Das liegt 
dem zugrunde.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Eugen Schlachter 
GRÜNE – Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Das ist ei-
ne völlige Missinterpretation! – Abg. Dr. Hans-Ul-
rich Rülke FDP/DVP: Das ist der „Bild“-Zeitungs-

Versteher!)

Jetzt kommen wir zur Rolle der Landesregierung. Der Justiz-
minister war im Schweizer Fernsehen zu sehen und zu hören. 
Er hat sich im Schweizer Fernsehen feiern lassen für seine 
Aussage, 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Da können 
Sie ja wieder die Kavallerie schicken!)

dass es für ihn nie und nimmer infrage komme – Rechtsstaat 
hin, Rechtsstaat her –, dass der Staat diese Daten aufkaufe, 
und er sich mit allem, was ihm zur Verfügung stehe, dagegen 
wehren werde. Das ist ziemlich nah daran, dass man diejeni-
gen schützt, die ihre Steuern hinterzogen haben.

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Ich muss am Ende dieser Debatte feststellen: Wir sind so we-
nig schlau wie vorher, was die Landesregierung eigentlich 
will.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das ist mir 
klar! Das wird auch nicht mehr besser!)

Sie bedienen alle: Gerade haben wir von der Regierungsfrak-
tion der FDP/DVP gehört, dass ein Ankauf von Steuerdaten 
für sie nicht infrage komme.

(Zuruf des Abg. Dr. Stefan Scheffold CDU) 

Bei Herrn Goll kann das jeder, der das will, im Schweizer 
Fernsehen nachschauen. Herr Mappus hat am vergangenen 
Freitag bei der Abstimmung hier im Landtag mit Nein ge-
stimmt, aber später erklärt, ein Kauf sei für ihn doch denkbar. 
Sie sagen: Ein Kauf muss geprüft werden.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Das hat doch Ihren 
Antrag betroffen!)

Herr Stächele sagt, das sei ganz kompliziert. 

Wir wollen, dass Sie eine klare Linie verfolgen, die sich an 
dem orientiert, was wir gemeinsam in der Großen Koalition 
durchgeführt haben – natürlich nach rechtsstaatlicher Prüfung. 

Aber es waren gestohlene Daten, die die von CDU und SPD 
getragene Bundesregierung gekauft hat.

(Abg. Dr. Hans-Peter Wetzel FDP/DVP: Kavallerie 
schicken!)

Denn wir können es den Lohnsteuerzahlern nicht zumuten – 
die werden nicht gefragt, ob sie ihre Daten abliefern wollen 
oder nicht; die landen automatisch beim Finanzamt –, dass 
sich die Vermögenseinkommensbezieher vor Besteuerung 
schützen können, indem sie ins Ausland gehen. Niemand darf 
eine ruhige Nacht haben, wenn er sein Geld in der Schweiz 
versteckt.

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir 
kommen daher in der Dritten Beratung zur  A b s t i m -
m u n g. 

Abstimmungsgrundlage sind die Beschlüsse des Landtags in 
Zweiter Beratung zu dem Entwurf des Staatshaushaltsplans 
2010/11 und dem Entwurf des Staatshaushaltsgesetzes 
2010/11, Drucksachen 14/5816 und 14/5817. 

Wir stimmen zunächst über den 

Staatshaushaltsplan 2010/11 

ab. Abstimmungsgrundlage hierfür ist die Drucksache 
14/5816. 

Ich bitte, damit einverstanden zu sein, dass ich, wie in früheren 
Jahren praktiziert, in der Dritten Beratung die Einzelpläne nur 
noch im Ganzen aufrufe.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

Die Entschließungsanträge werde ich bei den entsprechenden 
Einzelplänen aufrufen. 

Ich rufe auf

Einzelplan 01

Landtag

Wer dem Einzelplan 01 zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist 
der Einzelplan 01 – Landtag – einstimmig beschlossen. 

Ich rufe auf

Einzelplan 02

Staatsministerium

Wer diesem Einzelplan zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist 
der Einzelplan 02 mehrheitlich so beschlossen. 

Ich rufe auf

Einzelplan 03

Innenministerium 
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Wer diesem Einzelplan zustimmt, der möge bitte die Hand he-
ben. – Wer ist dagegen? – 

(Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Die sind sogar gegen 
die innere Sicherheit!)

Wer enthält sich? – Damit ist der Einzelplan 03 mehrheitlich 
so beschlossen. 

Ich rufe auf

Einzelplan 04

Ministerium für Kultus, Jugend und Sport

Wer diesem Einzelplan zustimmt, der möge bitte die Hand he-
ben. – Wer ist dagegen? – 

(Abg. Helmut Walter Rüeck CDU: Gegen Lehrer sind 
sie auch! – Zuruf des Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke 

FDP/DVP) 

Wer enthält sich? – Der Einzelplan 04 ist mehrheitlich so be-
schlossen.

Ich rufe auf

Einzelplan 05

Justizministerium 

Wer diesem Einzelplan zustimmt, der möge bitte die Hand he-
ben. – Wer ist dagegen? – 

(Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Jetzt sind sie gegen 
das Recht! – Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU 

und der FDP/DVP)

Wer enthält sich? – Der Einzelplan 05 – Justizministerium – 
ist mehrheitlich angenommen.

Ich rufe auf

Einzelplan 06

Finanzministerium 

Wer diesem Einzelplan zustimmt, der möge bitte die Hand he-
ben. – Wer ist dagegen? – 

(Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Jetzt sind sie gegen 
Finanzbeamte!)

Wer enthält sich? – Damit ist dem Einzelplan 06 – Finanzmi-
nisterium – mehrheitlich zugestimmt.

Wir haben noch abzustimmen über den Entschließungsantrag 
der Fraktion GRÜNE, Drucksache 14/5873-1, und den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
FDP/DVP, Drucksache 14/5873-2, die beide auch den Einzel-
plan 12 – Allgemeine Finanzverwaltung – berühren. Da der 
Antrag der Fraktion GRÜNE weiter gehend ist, weil er den 
Ankauf der Daten vorschlägt, lasse ich über diesen Antrag zu-
erst abstimmen.

Wer dem Entschließungsantrag der Fraktion GRÜNE, Druck-
sache 14/5873-1, zustimmt, der möge bitte die Hand heben. – 
Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist dieser Ent-
schließungsantrag mehrheitlich abgelehnt. 

Ich lasse nun über den Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU und der Fraktion der FDP/DVP, Drucksache 14/5873-2, 
abstimmen. Wer diesem Entschließungsantrag zustimmt, der 
möge bitte die Hand heben. – Wer ist dagegen? – Wer enthält 
sich? – Damit ist dieser Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU und der Fraktion der FDP/DVP so beschlossen. 

Ich rufe auf

Einzelplan 07

Wirtschaftsministerium 

Wer dem Einzelplan 07 zustimmt, der möge bitte die Hand 
heben. – Wer ist dagegen? – 

(Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Jetzt sind sie gegen 
Wirtschaft! – Heiterkeit bei der CDU und der FDP/

DVP)

Wer enthält sich? – Der Einzelplan 07 ist mehrheitlich so be-
schlossen.

Ich rufe auf

Einzelplan 08

Ministerium für Ernährung und Ländlichen Raum 

Wer diesem Einzelplan zustimmt, der möge bitte die Hand he-
ben. – Wer ist dagegen? – 

(Abg. Hagen Kluck FDP/DVP: Jetzt sind sie sogar 
gegen Ernährung! – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: 
Gegen das Essen sind sie auch! – Abg. Helmut Wal-
ter Rüeck CDU: Jetzt sind sie auch noch gegen die 
Rindviecher! – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ge-
gen Bauern! Gegen alles! – Vereinzelt Heiterkeit)

Wer enthält sich? – Der Einzelplan 08 ist mehrheitlich so be-
schlossen. 

Ich rufe auf

Einzelplan 09

Ministerium für Arbeit und Soziales

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Jetzt bin ich 
aber gespannt!)

Wer diesem Einzelplan zustimmt, der möge bitte die Hand he-
ben. – Wer ist dagegen? – 

(Oh-Rufe von der CDU und der FDP/DVP – Zuruf 
des Abg. Hagen Kluck FDP/DVP – Abg. Karl-Wil-

helm Röhm CDU: Sozial sind sie auch nicht!)

Wer enthält sich? – Der Einzelplan 09 ist mehrheitlich so be-
schlossen. 
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Ich rufe auf

Einzelplan 10

Umweltministerium 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Jetzt sind wir ge-
spannt!)

Wer stimmt dem Einzelplan 10 zu? – Wer ist dagegen? – 

(Oh-Rufe von der CDU und der FDP/DVP)

Wer enthält sich? – Eine Enthaltung. Damit ist der Einzel-
plan 10 so beschlossen. 

Ich rufe auf

Einzelplan 11

Rechnungshof 

Wer dem Einzelplan 11 zustimmt, der möge bitte die Hand er-
heben. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist die-
ser Einzelplan mehrheitlich so beschlossen.

Ich rufe auf

Einzelplan 12

Allgemeine Finanzverwaltung

Wer dem Einzelplan zustimmt, der möge bitte die Hand erhe-
ben. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist der 
Einzelplan 12 mehrheitlich so beschlossen.

Ich rufe auf

Einzelplan 14

Ministerium für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst

Wer diesem Einzelplan zustimmt, der möge bitte die Hand er-
heben. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist die-
ser Einzelplan so beschlossen.

Wir kommen nun zur  A b s t i m m u n g  über das 

Staatshaushaltsgesetz 2010/11 

Abstimmungsgrundlage dafür ist der Beschluss des Landtags 
in Zweiter Beratung, Drucksache 14/5817.

Ich rufe auf

§ 1

Wer § 1 zustimmt, der möge bitte die Hand erheben. – Wer ist 
dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist § 1 mehrheitlich an-
genommen.

§ 2

Wer § 2 zustimmt, der möge bitte die Hand erheben. – Wer ist 
dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist § 2 angenommen.

Darf ich den Vorschlag machen, dass wir über die §§ 3 bis 7 
oder bis § 15 zusammen abstimmen? Nein?

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Nein! §§ 3 und 3 a!)

– Gut. Können wir die §§ 3 und 3 a zusammennehmen? 
Gut. 

Ich rufe auf

§§ 3 und 3 a

Wer den §§ 3 und 3 a zustimmt, der möge bitte die Hand er-
heben. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit sind 
die §§ 3 und 3 a einstimmig angenommen worden.

§ 4

Wer stimmt § 4 zu? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – 
Damit ist § 4 mehrheitlich angenommen.

§ 5

Wer stimmt § 5 zu? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – 
Damit ist § 5 einstimmig so beschlossen.

§ 6

Wer stimmt § 6 zu? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – 
Damit ist § 6 einstimmig so beschlossen.

§ 6 a

Wer § 6 a zustimmt, der möge bitte die Hand erheben. – Wer 
ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist § 6 a einstimmig 
so beschlossen.

§ 7

Wer § 7 zustimmt, der möge bitte die Hand erheben. – 

(Zuruf des Abg. Hagen Kluck FDP/DVP)

Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist § 7 einstim-
mig so beschlossen.

Können die §§ 8 bis 15 zusammengenommen werden? 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Nein! Bis § 10! – Abg. 
Norbert Zeller SPD: Bis § 14! – Abg. Helmut Walter 
Rüeck CDU: Kann man das nicht vorher abspre-

chen?)

– Gut. Ich rufe auf

§§ 8 bis 10

Wer den §§ 8 bis 10 zustimmt, der möge bitte die Hand erhe-
ben. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit sind die 
§§ 8 bis 10 einstimmig so beschlossen.

§ 11

Wer stimmt § 11 zu? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 
– Damit ist § 11 mehrheitlich so beschlossen.

§ 12

Wer stimmt § 12 zu? – Wer ist dagegen? – Enthaltungen? – 
Damit ist § 12 einstimmig beschlossen.

§ 13

Wer stimmt § 13 zu? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 
– Damit ist § 13 einstimmig beschlossen.
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§ 14

Wer stimmt § 14 zu? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 
– Damit ist § 14 mehrheitlich so zugestimmt.

§ 15

Wer stimmt § 15 zu? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 
– Damit ist § 15 mehrheitlich so beschlossen.

Die Einleitung

lautet: „Der Landtag hat am 10. Februar 2010 das folgende 
Gesetz beschlossen:“.

Die Überschrift

lautet: „Gesetz über die Feststellung des Staatshaushaltsplans 
von Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 2010/11 
(Staatshaushaltsgesetz 2010/11 – StHG 2010/11)“. – Sie stim-
men der Überschrift zu.

Wir kommen zur

S c h l u s s a b s t i m m u n g

Wer dem Gesetz im Ganzen zustimmen möchte, den bitte ich, 
sich zu erheben. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Dem 
Gesetz ist bei einer Enthaltung mehrheitlich zugestimmt.

Damit ist Tagesordnungspunkt 3 erledigt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 4: 

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zu dem Vertrag des Landes Baden-Württemberg 
mit der Israelitischen Religionsgemeinschaft Baden und 
der Israelitischen Religionsgemeinschaft Württembergs – 
Drucksache 14/5725

In der Ersten Beratung soll keine Aussprache stattfinden. Der 
Gesetzentwurf soll zur weiteren Behandlung mitberatend an 
den Ausschuss für Schule, Jugend und Sport sowie an den Fi-
nanzausschuss und federführend an den Ständigen Ausschuss 
überwiesen werden. Sie sind mit diesem Überweisungsvor-
schlag einverstanden. – Keine Gegenstimmen, keine Enthal-
tungen. Somit ist die vorgeschlagene Überweisung einstim-
mig beschlossen, und die drei genannten Ausschüsse werden 
sich mit dem Gesetzentwurf der Landesregierung befassen.

Damit ist der Tagesordnungspunkt 4 beendet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind damit am Ende der 
heutigen Tagesordnung angelangt. 

Die nächste Plenarsitzung findet am Mittwoch, 10. März 2010, 
um 10:00 Uhr statt. Aus aktuellem Anlass, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wird gegebenenfalls vor diesem Termin noch 
eine zusätzliche Plenarsitzung einberufen werden. 

(Abg. Reinhold Gall und Abg. Claus Schmiedel SPD: 
Wann?)

Ich danke Ihnen und schließe die Sitzung.

Schluss: 16:10 Uhr


